
dien müssen. Es ist durchaus möglich, daß bei Einbe­
ziehung der bereits außergerichtlich verteilten Gegen­
stände das im gerichtlichen Verfahren erzielte ■wert­
mäßige Verteilungsverhältnis — die Klägerin erhielt 
Sachwerte für 1 910 M und der Verklagte für 2 660 M — 
maßgeblich beeinflußt werden kann. Der Beruiüngs- 
senat wird sich daher noch einen 'hinreichenden Über­
blick über Umfang und Wert der von den Parteien 
außerhalb des Verfahrens verteilten gemeinschaftlichen 
Sachen verschaffen müssen, um zu einer der Sachlage 
gerecht werdenden Ausgleichung zu gelangen.
Die Bestimmung des Erstattungsbetrags ist weiter da­
durch mit beeinflußt worden, daß der Verklagte wäh­
rend des Eheverfahrens im Haushalt vorhandene 
1 800 M ausgegeben haben will. Das Bezirksgericht hat 
die mögliche Verfügung über diesen Betrag schlechthin 
für imzulässig angesehen, ihn bei der Vermögenstei­
lung voll mit berücksichtigt und dem Anteil des Ver­
klagten zugerechnet. Es war der Auffassung, daß der 
Verklagte gehalten gewesen sei, die behaupteten Zah­
lungen für die Anschaffung von Kleidung und eines 
elektrischen Rasierapparates im Zusammenhang mit 
seinem Krankenhausaufenthalt, für Geschenke an die 
Kinder sowie für Anwaltskostenvorschuß aus seinem 
laufenden Arbeitseinkommen zu bestreiten. Dem kann 
in solcher Absolutheit nicht beigepflichtet werden.
Vorhandenes Bargeld, das während des Eheverfahrens 
für Aufwendungen ziur Befriedigung der materiellen 
Bedürfnisse der Ehegatten und der minderjährigen 
Kinder verbraucht wird (§ 12 FGB), scheidet für die 
Ermittlung des gemeinschaftlichen Vermögens aus, so­
fern sich die Ausgaben unter Berücksichtigung der 
Lebenshaltung der Familie im angemessenen Rahmen 
halten (OG, Urteil vom 31. August 1967 — 1 ZzF 20/67 — 
NJ 1967 S. 742). Der erkrankte Verklagte befand sich 
vom 12. August bis 31. Oktober 1970 in stationärer Be­
handlung. Die Erfahrung lehrt, dlaß in einem solchen 
Fall zusätzliche Aufwendungen und Ausfälle an Ar­
beitseinkommen entstehen können. Es kann dann not­
wendig sein, für familiäre Aufwendungen auf Spar­
geld zurücfcsugreifen. Hinzu kommt, daß die Klägerin 
Anfang September 1970 das Eheverfahren eingeleitet 
hat, was weitere Kosten mit sich brachte. Bei einer 
solchen Sachlage darf dem Verklagten das Recht, für 
anfallende Ausgaben zumindest einen angemessenen 
Teil des vorhandenen Bargeldes verwenden zu dürfen, 
nicht ohne weiteres abgesproehen werden.
In der Regel sollen die Ehegatten auch über Ersparnisse 
Verfügungen im beiderseitigen Einvernehmen treffen 
(§ 15 FGB). Das besagt jedoch noch nicht, daß Verfü­
gungen eines Ehegatten, die ohne Zustimmung des an­
deren getroffen wurden, im Fall der Vermögensausein- 
andersetzung grundsätzlich keine Berücksichtigung fin­
den können. Wenn sie im Rahmen des Familienaufwan­
des unter Beachtung der jeweils vorliegenden Um­
stände gerechtfertigt sind, müssen sie anerkannt wer­
den.
Dem Rechtsmittelsenat kann auch nicht dlarin beige­
pflichtet werden, daß der Verklagte das Geld allein 
zur Erfüllung persönlicher Verbindlichkeiten verwen­
det habe. Das trifft zumindest nicht zu, falls er für die 
Kinder Geschenke gekauft und notwendige Anschaffun­
gen für seinen eigenen Bedarf (Kleidung, Rasierappa­
rat) vorgenammen haben sollte. Solche Aufwendungen 
sind aus dem gemeinsamen Fonds, der für die Auf­
wendungen der Familie gebildet wird, zu bestreiten (so 
auch: FGB-Kommentar, Berlin 1970, Anm. 1 bis 3 zu 
§ 12 [S. 65 ff.] ).
Vor der erneuten Entscheidung hat das Bezirksgericht 
daher noch zu prüfen, ob der Verklagte die von ihm 
behaupteten Anschaffungen tatsächlich gemacht hat.

Sollte das der Fall sein, ist zu erörtern, was er hierfür 
bezahlte, ob diese Anschaffungen gerechtfertigt waren, 
welche Arbeitseinkünfte er seinerzeit hatte und welche 
sonstigen familiären und persönlichen Verpflichtungen 
noch zu erfüllen waren. Erst dann kann zutreffend ein­
geschätzt werden, ob und in welchem Umfang der Ver­
klagte berechtigt war, über die gesparten 1 800 M zu 
verfügen.
Abschließend wird zu prüfen sein, ob dem Verklagten 
für die Begleichung eines möglichen Erstattungsbetrags 
nach § 35 FVerfO in Verbindung mit § 3 der VO zur 
Vereinfachung des gerichtlichen Verfahrens in Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtssachen vom 31. Januar 1973 
(GBL I S. 117) angemessene Ratenzahlungen zu bewilli­
gen sind.

§§ 19, 20, 25 FGB; §§ 1, 2, 18 FVerfO; § 272 b ZPO; OG- 
Richtlinic Nr. 18.
1. Nach § 2 FVerfO sind die Gerichte verpflichtet, nicht 
nur in der Ehesache selbst, sondern auch in deu mit ihr 
nach § 18 FVerfO verbundenen Verfahren den Sachver­
halt genau aufzuklären, darüber sorgfältige Feststel­
lungen zu treffen und alle für die Entscheidung erheb­
lichen Umstände zu berücksichtigen.
2. Der sorgfältigen Vorbereitung der mündlichen Ver­
handlung in Familiensachen ist große Aufmerksamkeit 
zu schenken. Ist über Unterhalt von Kindern zu ent­
scheiden, so ist es geboten, Einkommensbescheinigun­
gen, die den Anforderungen in Abachn. m Ziff. 1 der 
OG-Richtlinie Nr. 18 gerecht werden müssen, so recht­
zeitig beizuziehen, daß sie im ersten Verhandlungster­
min bereits vorliegen. Das gilt auch im Rechtsmittel­
verfahren, wenn in erster Instanz die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Beteiligten nicht oder nur unzureichend 
geklärt wurden.
3. Zur Feststellung des der Unterhaltsbemessung zu­
grunde zu legenden Nettoeinkommens, wenn der Ver­
pflichtete Mitglied einer LPG und bei ihr als Haupt­
buchhalter tätig ist und außerdem Buchhaltungsarbei­
ten für eine andere LPG erledigt.
OG, Urteil vom 19. Juni 1973 - 1 ZzF 10/73.

Das Bezirksgericht hat den Verklagten im Eheschei­
dungsverfahren verurteilt, für seine 17jährige Tochter 
monatlich 100 M Unterhalt und für seine beiden weite­
ren Kinder einen solchen von je 90 M bis zur Vollendung 
des 12. Lebensjahres und anschließend ebenfalls je 
100 M zu zahlen.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Auf die Wichtigkeit einer den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechenden Regelung der Unterhaltsansprüche 
minderjähriger Kinder im Scheildungsurteil und ihrer 
Durchsetzung mit Hilfe des Gerichts wurde auf der 
5. Plenartagung des Obersten Gerichts vorn 13. Dezem­
ber 1972 zur Aufgabe der Gerichte, im Eheverfahren 
die Interessen minderjähriger Kinder zu wahren, er­
neut eindringlich hingewiesen (vgl. Ziff. 5.1. des Berichts 
des Präsidiums an das Plenum [NJ 1973 S. 37]). Einer 
solchen Entscheidung kommt im Eherechtsstreit — wie 
übrigens auch anderen zugleich mit zu treffenden Ent­
scheidungen — keine geringere Bedeutung zu als dem 
Ausspruch über die Ehelösung. § 2 FVerfO verpflichtet 
die Gerichte, nicht nur in der Ehesache selbst, sondern 
auch hinsichtlich der mit ihr nach § 18 FVerfO verbun­
denen Verfahren den Sachverhalt genau aufzuklären, 
darüber sorgfältige Feststellungen zu treffen und alle
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